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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 10 EG 13/13 B 
 
L 12 EG 15/11 (Bayerisches LSG) 
S 9 EG 44/10 (SG Nürnberg) 
 
 
 
……………………………, 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 29. Juli 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    und 

O t h m e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Bayerischen 

Landessozialgerichts vom 6. Februar 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergerichtlichen Kosten 

zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 6.2.2013 hat das Bayerische Landessozialgericht (LSG) einen Anspruch der Klä-

gerin auf Elterngeld nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) für den 13. und 

14. Lebensmonat ihres Kindes verneint. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Ur-

teil hat die Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt, die sie mit grund-

sätzlicher Bedeutung der Rechtssache und Vorliegen eines Verfahrensmangels begründet. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil diese die behaupteten Zulas-

sungsgründe nicht so dargelegt hat, wie es § 160a Abs 2 S 3 SGG verlangt. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, wie sie die Klägerin geltend macht, 

hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall 

hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch 

das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des 

anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung 

und des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt 

sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich 

ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darle-

gungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine be-

stimmte Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfä-

higkeit sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten 

Entscheidung, also eine Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 7, 11, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht. 

 

Die Klägerin hat es bereits unterlassen, eine bestimmte, als klärungsbedürftig angesehene 

Rechtsfrage zu bezeichnen. Soweit ihrem Vorbringen zu entnehmen ist, dass sie eine Über-

prüfung der Verfassungsmäßigkeit des § 4 Abs 3 S 3 und 4 BEEG erstrebt, fehlt es an hinrei-

chenden Ausführungen zur höchstrichterlichen Klärungsbedürftigkeit einer solchen Fragestel-

lung. Eine Klärungsbedürftigkeit ist ua dann nicht gegeben, wenn die Rechtsfrage bereits 

höchstrichterlich beantwortet ist (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a 

Nr 13, 65) oder wenn sich für die Antwort in höchstrichterlichen Entscheidungen bereits ausrei-

chende Anhaltspunkte ergeben (vgl BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2; BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 8). Die Klägerin hätte sich deshalb ausführlich mit der einschlägigen höchstrichterlichen 

Rechtsprechung auseinandersetzen und einen noch bestehenden Klärungsbedarf schlüssig 

herausarbeiten müssen. Das ist nicht geschehen. Sie beschränkt sich im Wesentlichen darauf, 

sich kritisch mit der Entscheidung des LSG auseinanderzusetzen. 
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Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie von der Klägerin - darauf gestützt, dass ein Verfah-

rensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 

Nr 3 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) 

begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Diesen Kriterien hat die Klägerin nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Die Klägerin sieht einen Verfahrensmangel (Verstoß gegen Art 101 Abs 1 S 2 GG) darin, dass 

das LSG die Sache nicht dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) nach Art 100 Abs 1 GG 

vorgelegt hat. Dabei übersieht sie, dass bei der Beurteilung eines vermeintlichen Verfahrens-

mangels von der materiellen Rechtsauffassung des handelnden Gerichts auszugehen ist. Dem 

Beschwerdevorbringen ist nicht zu entnehmen, dass der Berufungssenat eine Vorlage zum 

BVerfG unterlassen hat, obwohl er ein Gesetz, auf dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung 

ankommt, iS von Art 100 Abs 1 GG für verfassungswidrig hält. 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG ohne 

Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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